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Kahlert Padberg Fachanwalt f. Gewerblichen Rechtschutz 59065 Hamm kahlert-padberg.de
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Ihr gutes Recht

„Drum prüfe, wer sich ewig bindet …“
Die Überschrift entstammt 
dem „Lied von der Glocke“ 
aus dem Jahr 1799 von Fried-
rich Schiller und beansprucht 
vor dem Hintergrund einer 
aktuellen Entscheidung des 
Bundesarbeitsgerichts (BAG, 
Urteil vom 19.06.2012, Az. 
3 AZR 464/11) offensichtlich 
nach wie vor Geltung.
Das BAG hat sich in diesem 
Urteil mit einer Frage der be-
trieblichen Altersversorgung 
auseinandergesetzt.
Ein Betriebsrentner, der bis 
zum 31.12.2005 bei seinem 
Arbeitgeber beschäftigt war, 
beanspruchte von dem Ar-
beitgeber nach erfolgter Er-
höhung seiner Betriebsrente 
um 2,91 % eine weitergehen-
de Erhöhung von insgesamt 
6,04 %. Zur Begründung be-
rief sich der Betriebsrentner 
darauf, dass seit Rentenbe-
ginn ein Kaufkraftverlust in 
entsprechender Höhe einge-
treten sei. Der Arbeitgeber 
begründete die lediglich in 
geringerem Umfang vorge-
nommene Erhöhung mit der 
Nettolohnentwicklung sämt-
licher Mitarbeiter im Konzern 
in Deutschland in den Kalen-
derjahren 2006 bis 2008. Der 
Arbeitgeber blieb bei seiner 
Anpassungsentscheidung
vom 01.07.2009 für den aus-
geschiedenen und seit dem 
01.01.2006 bezugsberechtig-
ten Arbeitnehmer.
Der Betriebsrentner erhob 
Klage und obsiegte sowohl 
vor dem Arbeitsgericht als 
auch zweitinstanzlich vor dem 
Landesarbeitsgericht. Die Re-
vision des Arbeitgebers vor 
dem BAG blieb erfolglos. Die 

Betriebsrente war folglich 
zum 01.07.2009 um den seit 
Rentenbeginn eingetretenen 
Kaufkraftverlust zu Gunsten 
des Betriebsrentners anzupas-
sen.
Immer wieder geschieht es in 
der Praxis, dass frei nach dem 
Motto „Aus den Augen, aus 
dem Sinn!“ ausgeschiedene 
und betriebsrentenberechtig-
te Arbeitnehmer hinsichtlich 
der Anpassung der Höhe der 
Betriebsrente benachteiligt 
werden. Den betroffenen 
Arbeitgebern obliegt es inso-
weit, die gesetzlichen Prüf-
pflichten zu beachten.

Das Recht der betrieblichen 
Altersversorgung ist durch 
den Gesetzgeber in dem Ge-
setz zur Verbesserung der be-
trieblichen Altersversorgung 
(BetrAVG) geregelt worden.
Grundsätzlich stellt sich die 
Gewährung einer Betriebsren-
te sowohl aus Arbeitnehmer- 
als auch aus Arbeitgebersicht 

als vorteilhaft dar:
Aus der Perspektive des Ar-
beitnehmers lohnt sich die 
betriebliche Altersversorgung 
insbesondere aus Gründen 
der Einsparung von steuer- 
und sozialversicherungsrecht-
lichen Entgeltanteilen, die 
andernfalls an die Sozialver-
sicherung bzw. die Fiskalver-
waltung abzuführen wären. 
Dies gilt maßgeblich für die so 
genannte Anwartschaftspha-
se, folglich die Zeit, in denen 
Beiträge für die Versorgung 
einbezahlt werden. Dage-
gen sind die während der so 
genannten Leistungsphase 
gewährten Versorgungsleis-
tungen grundsätzlich sozial-
abgaben- und steuerpflich-
tig. Für den Arbeitnehmer 
stellt sich dies jedoch wegen 
des üblicherweise geringeren 
Steuersatzes während der 
Leistungsphase grundsätzlich 
vorteilhaft dar.
Aus der Perspektive des Ar-
beitgebers entstehen im Fall 
der Gewährung einer be-
trieblichen Altersversorgung 
Vorteile in Bezug auf die So-
zialversicherung. So entfallen 
hinsichtlich der der Gehalts-
umwandlung unterworfe-
nen Gehaltsbestandteile die 
Leistungspflichten an den 
Sozialversicherungsträger.
Gleichfalls kann die Mitarbei-
terversorgung als Betriebsaus-
gabe geltend gemacht wer-
den. Nicht zu unterschätzen 
sind weiter die Aspekte der 
Mitarbeiterbindung und der 
unternehmerische Imagege-
winn.
Gemäß § 16 Abs. 1 BetrAVG ist 
der Arbeitgeber verpflichtet, 

alle drei Jahre eine Anpassung 
der laufenden Leistungen der 
betrieblichen Altersversor-
gung zu prüfen und hierüber 
nach billigem Ermessen zu 
entscheiden.
Dabei hat der Arbeitgeber 
insbesondere die Belange des 
Versorgungsempfängers und 
die wirtschaftliche Lage des 
Arbeitgebers zu berücksichti-
gen.
Die Belange des Versorgungs-
empfängers werden durch 
den Anpassungsbedarf und 
die so genannte reallohn-
bezogene Obergrenze be-
stimmt. Ausgangspunkt der 
Anpassungsentscheidung des 
Arbeitgebers ist der so ge-
nannte Anpassungsbedarf. 
Dieser richtet sich nach dem 
seit Rentenbeginn eingetrete-
nen Kaufkraftverlust.
Der so ermittelte Anpassungs-
bedarf wird durch die Netto-
lohnentwicklung der aktiven 
Arbeitnehmer begrenzt, so 
genannte reallohnbezogene 
Obergrenze.
Zur Vereinfachung der Ver-
waltung der Vielzahl ausge-
schiedener Arbeitnehmer füh-
ren Arbeitgeber in der Praxis 
regelmäßig Anpassungsprü-
fungen durch, denen eine An-
passungsentscheidung folgt.

Vorliegend hat das BAG ge-
genüber dem Arbeitgeber 
beanstandet, dass die vor-
genommene Anpassungs-
entscheidung bereits nicht 
den maßgeblichen Prüfungs-
zeitraum nach  § 16 Abs. 1 
BetrAVG vom 01.01.2006 
bis zum 01.07.2009 berück-
sichtigt, sondern - wie zu-
vor erwähnt - den Zeitraum 
01.01.2006 bis 31.12.2008. Al-
lein aus diesem Grund recht-
fertigt nach Auffassung des 
Gerichts die so genannte re-
allohnbezogene Obergrenze 
keine die Teuerungsrate un-
terschreitende Anpassung.
Im Ergebnis hat deshalb der 
Arbeitgeber die Betriebsrente 
des ausgeschiedenen Arbeit-
nehmers zum 01.07.2009 um 
den seit Rentenbeginn einge-
tretenen Kaufkraftverlust von 
6,04 % anzupassen.
Das Urteil des BAG ist ein 
erneuter Fingerzeig für Be-
triebsrentner und Arbeitge-
ber, die Richtigkeit der Höhe 
der gewährten Betriebsrenten 
regelmäßig zu prüfen. Erfah-
rungen aus der Praxis zeigen, 
dass beide Arbeitsvertragspar-
teien insoweit vielfach mehr 
als nachlässig agieren.
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